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ENTSPRECHENSERKLÄRUNG 2022 

DES VORSTANDS UND DES AUFSICHTSRATS ZUM DEUTSCHEN CORPORATE GOVER-
NANCE KODEX (DCGK) GEMÄß § 161 AKTG  

 
Vorstand und Aufsichtsrat der GRENKE AG erklären gemäß § 161 Aktiengesetz: 
 
Mit der Bekanntmachung im Bundesanzeiger am 20. März 2020 ist die neue Fassung des 
Deutschen Corporate Governance Kodex vom 16. Dezember 2019 („DCGK 2020“) in Kraft 
getreten. Seit der Abgabe der letzten jährlichen Entsprechenserklärung im Januar 2021 
hat die GRENKE AG den für sie geltenden Empfehlungen mit Ausnahme der nachfolgen-
den begründeten Abweichungen entsprochen und wird diesen auch in Zukunft entspre-
chen: 
 
Nach der Empfehlung D.1 DCGK 2020 soll der Aufsichtsrat seine Geschäftsordnung auf 
der Internetseite der Gesellschaft zugänglich machen. Zwar war diese nicht über den ge-
samten Erklärungszeitraum, wohl aber den überwiegenden Teil auf der Internetseite der 
GRENKE AG veröffentlicht. Der Empfehlung wird auch in Zukunft entsprochen werden. 
 
Der DCGK 2020 empfiehlt in der Empfehlung D.5 dem Aufsichtsrat die Bildung eines 
Nominierungsausschusses, der ausschließlich mit Vertretern der Anteilseigner besetzt ist 
und dem Aufsichtsrat geeignete Kandidaten für dessen Vorschläge an die Hauptver-
sammlung zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern benennt. Obschon die Gesellschaft die 
von der Kommission mit der Empfehlung D.5 DCGK 2020 gewünschte Transparenz des 
Auswahlverfahrens und sachgerechte Auswahl auch ohne einen entsprechenden Aus-
schuss als gewährleistet ansah, hat der Aufsichtsrat mit Wirkung zum 1. Januar 2022 ei-
nen Nominierungsausschuss gebildet. Der Empfehlung D.5 DCGK 2020 wird daher nun-
mehr und künftig gefolgt. 
 
Nach der Empfehlung F.2 DCGK sollen der Konzernabschluss und der Konzernlagebe-
richt binnen 90 Tagen nach Geschäftsjahresende und die verpflichtenden unterjährigen 
Finanzinformationen binnen 45 Tagen nach Ende des Berichtszeitraums öffentlich zu-
gänglich sein. In Bezug auf den Zeitpunkt der öffentlichen Zugänglichmachung des Kon-
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zernabschlusses und des Konzernlageberichts für das Geschäftsjahr 2020 sowie der ver-
pflichtenden unterjährigen Finanzinformationen für das erste Quartal 2021 hat die Ge-
sellschaft der Empfehlung F.2 DCGK nicht entsprechen können. Aufgrund der Prüfungen 
durch die von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) mandatierte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Mazars sowie der parallelen Jahresabschlussprüfung 
durch KPMG konnten die Abschlussprüfung und die unterjährige Finanzinformation für 
das erste Quartal nicht fristgerecht abgeschlossen werden. Künftig wird die Gesellschaft 
der Empfehlung F.2 DCGK, von welcher im Jahr 2021 nur aufgrund der besonderen Um-
stände abgewichen wurde, wieder folgen. 
 
Der DCGK 2020 empfiehlt in der Empfehlung G.3 zur Beurteilung der Üblichkeit der Ge-
samtvergütung der Vorstandsmitglieder die Heranziehung einer geeigneten Vergleichs-
gruppe anderer Unternehmen und deren Zusammensetzung offenzulegen. Bei der Beur-
teilung der Üblichkeit der Vorstandsvergütung hat der Aufsichtsrat zwar einen sog. Peer 
Group-Vergleich durchgeführt, diesen jedoch erst im Rahmen der Umstellung auf das 
von der Hauptversammlung 2021 gebilligte Vergütungssystem veröffentlicht. Der Emp-
fehlung G.3 wird auch künftig gefolgt werden. 
 
Der DCGK 2020 empfiehlt in der Empfehlung G.4 einen unternehmensinternen Vergleich 
zur Beurteilung der Üblichkeit der Vorstandsvergütung durch Berücksichtigung des Ver-
hältnisses der Vorstandsvergütung zur Vergütung des oberen Führungskreises und der 
Belegschaft insgesamt und dieses auch in der zeitlichen Entwicklung. Diese Kriterien wur-
den bei der Bemessung der Vorstandsvergütung zunächst zwar in Bezug auf den oberen 
Führungskreis berücksichtigt, nicht jedoch im Verhältnis zur Belegschaft. Bei der Beurtei-
lung der Üblichkeit der Vorstandsvergütung wird seit der Einführung des neuen Vergü-
tungssystems auch das Verhältnis zur Belegschaft insgesamt berücksichtigt, sodass der 
Empfehlung G.4 derzeit und auch in Zukunft gefolgt wird. 
 
Der DCGK 2020 empfiehlt in der Empfehlung G.10 Satz 2, das Vorstandsmitglied soll 
über die langfristig variablen Gewährungsbeträge erst nach vier Jahren verfügen können. 
Die variablen aktienbasierten Vergütungsbestandteile wurden schon unter dem vorheri-
gen Vergütungssystem unter mehrjährigen, wenn auch nicht vierjährigen Auszahlungs-
sperrfristen gewährt. In Bezug auf unter Bestandsschutz stehende Vorstandsverträge, 
welche noch nicht auf das neue Vergütungssystem umgestellt wurden, bleibt es bei die-
ser Abweichung. Nach dem neuen Vergütungssystem erfüllen allein die langfristig vari-
ablen Gewährungsbeträge ohne Aktienbezug die vierjährige Auszahlungssperrfrist nicht, 
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was der Aufsichtsrat mit Blick auf deren Anteil an der variablen Vergütung und dem 
gleichwohl grundsätzlich mehrjährigen Bemessungszeitraum als angemessen erachtet.  
 
Der DCGK 2020 empfiehlt in der Empfehlung G.10 Satz 1, dass die dem Vorstandsmit-
glied gewährten variablen Vergütungsbeträge von ihm überwiegend in Aktien oder ak-
tienbasiert angelegt werden sollen. Die Gewährung einer aktienbasierten Vergütung bil-
dete schon nach dem vorherigen Vergütungssystem einen Schwerpunkt der variablen 
Vergütung des Vorstands der GRENKE AG, wobei diese nicht zwangsweise immer über-
wog. Diesbezüglich verbleibt es für die unter Bestandsschutz stehenden Verträge ent-
sprechend bei der Abweichung. Im Übrigen wird dieser Empfehlung nunmehr und auch 
künftig gefolgt. 
 
Der DCGK 2020 empfiehlt in der Empfehlung G.11 Satz 2, in begründeten Fällen eine 
variable Vergütung zurückfordern zu können (sog. Clawback-Klausel). Solche Rückforde-
rungsmöglichkeiten bei der variablen Vergütung bestehen nunmehr und künftig, wenn-
gleich die Clawback-Klauseln in den unter Bestandsschutz stehenden Vorstandsverträ-
gen noch keine Umsetzung finden.  
 
Der DCGK 2020 empfiehlt in der Empfehlung G.12 unter anderem im Fall der Beendigung 
eines Vorstandsvertrags an den vereinbarten Haltedauern festzuhalten. In Bezug auf die 
aktienbasierte Vergütung war dies nicht vollumfänglich der Fall. Eine Abweichung von 
den vereinbarten Haltefristen ist im neuen Vergütungssystem nicht vorgesehen. Der 
Empfehlung wird nunmehr und künftig entsprochen. Allein in Bezug auf die aktienba-
sierte Vergütung in den unter Bestandsschutz stehenden Vereinbarungen ist dies nicht 
vollumfänglich der Fall. 
 
Der DCGK 2020 empfiehlt in der Empfehlung G.13 Satz 1, dass Zahlungen an ein Vor-
standsmitglied bei vorzeitiger Beendigung der Vorstandstätigkeit den Wert von zwei Jah-
resvergütungen nicht überschreiten sollen (Abfindungs-Cap). Dieser Empfehlung wird 
seit Umsetzung des neuen Vergütungssystems und künftig gefolgt. Abweichend hiervon 
sehen die unter Bestandsschutz stehenden Vorstandsverträge keine Abfindungs-Caps 
vor. 
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Baden-Baden, den 31. Januar 2022 
 
 
GRENKE AG  
 
Für den Vorstand    Für den Aufsichtsrat 
 
 

 
_____________________________   _____________________________ 
Michael Bücker    Prof. Dr. Ernst-Moritz Lipp 
 
 


